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„Gewinnt die AFD immer? Arbeitsmarktpolitik in Ostdeutschland: Im Zangengriff zwischen Zuwanderungsbedarf und wachsender Migrationsskepsis“

Ostdeutschland ist – so auch die Analysen von Steffen Mau – immer noch eine Gesellschaft mit deutlich geringerer sozialer Ungleichheit als Westdeutschland. Es gibt deutlich weniger Millionäre, aber auch deutlich weniger Sozialhilfeempfänger. Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen weisen im Vergleich der Bundesländer die niedrigsten Quoten bei der Grundsicherung im Alter nach SGB XII auf.  Zugleich ist die Geschlechterungleichheit deutlich geringer als in Westdeutschland. Während Ostdeutschland eine echte Doppelverdienergesellschaft mit hohen Beschäftigungsquoten von Männern und Frauen ist, verunmöglichen persistierende Kulturmuster („Rabenmüttersyndrom“) und defizitäre Betreuungsinfrastrukturen es den Frauen (oder besser: den Müttern) in Westdeutschland weiterhin, ihre Erwerbsbiographien und Einkommenschancen nach dem realisierten Kinderwunsch auf dem Niveau ihrer Männer zu halten. (Für Westdeutschland praktisch undenkbar: In Ostdeutschland gibt es einige Städte und Landkreise, in denen der Gender-Pay-Gap negativ ist, also Frauen in Vollzeit mehr verdienen als Männer). Lebenswünsche und Lebenswirklichkeit fallen in Westdeutschland deutlich stärker auseinander als in Ostdeutschland. Möglicherweise gibt es in Ostdeutschland auch deswegen wenig Binnendiskurse z.B. um das Thema „Soziale Gerechtigkeit“.
Dominant dagegen sind die Wahrnehmungen einer systematischen und kollektiven Benachteiligung als Ostdeutsche gegenüber Westdeutschland („Bürger 2. Klasse“) und Westdeutschen (Überschichtung durch „Wessis in Führungspositionen“). Hinzu kommt die gefühlte Bedrohung durch Zuwanderung von Menschen aus dem Ausland (insbesondere Asylbewerbern). Diese insbesondere von links- wie rechtspopulistischen Parteien betriebenen Narrative (Mau spricht von „Polarisierungsunternehmern“) verstärken „Innen-Außen-Differenzierungen“. Beide Wahrnehmungen tatsächlicher oder gefühlter Benachteiligungen/Bedrohungen „als Ostdeutsche“ erzeugen eine Wagenburgmentalität, die anschlussfähig ist an die völkischen Ideologien der AFD. Es wird eine verschworene Volksgemeinschaft unterstellt, die sich im Abwehrkampf gegen die etablierten Eliten sieht, die sich den Zumutungen der Moderne (von der Globalisierung bis zur geschlechtergerechten Sprache) entgegenstellt und sich in feindseliger Haltung gegen alles Fremde konstituiert. Es entsteht eine Haltung einer rechten Resistance, des trotzigen Widerstands, für den Björn Höcke die Metapher der „gallischen Dörfer“ benutzt.
Nun ist es so, dass die Neuen Bundesländer (vor allem Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern) bekanntlich vor erheblichen Demografie-bedingten Problemlagen stehen. Überalterung und Bevölkerungsrückgang (hier vor allem der starke Sterbeüberschuss). Vor allem aber der Rückgang an Erwerbspersonenpotential stellt die Zukunftsfähigkeit in den nächsten Jahren und Jahrzehnten vor erhebliche Herausforderungen. Denn, anders als in den vergangenen zwei Jahrzehnten, stehen den Regionen in Ostdeutschland kaum noch endogene Potentiale zur Verfügung, deren (bessere) Erschließung (etwa über arbeitsmarktpolitische Programme oder bessere Personalpolitiken der Unternehmen) es möglich machten, den Rückgang an potentiell Erwerbstätigen (15 bis Regelaltersgrenze) zu kompensieren. Die endogenen Potentiale sind in Ostdeutschland (anders als in Westdeutschland) weitgehend ausgereizt. Aus einer ostdeutschen Arbeitsgesellschaft XXL wird zunehmend eine „doppelt erschöpfte Arbeitsgesellschaft“. Es zeigt sich, dass nicht nur weniger Menschen einer Erwerbsarbeit nachgehen werden, diese werden auch weniger arbeiten (die wöchentlichen Arbeitszeiten gehen in Ostdeutschland in den letzten Jahren stärker zurück, als in Westdeutschland, so dass das gesamte Arbeitsvolumen noch stärker schrumpft, als es der Rückgang der Zahl an Beschäftigten (nach der aktuellsten Studie des Thüringer Arbeitsministeriums wird bis 2035 ein Rückgang um 14 Prozent prognostiziert) nahelegt. 
Mit dem deutlich stärkeren Rückgang an Beschäftigten wird sich der ohnehin schon vorhandene Arbeitskräftemangel weiter verstärken. Da der „Vakanzstress“ steigt (so auch die aktuellen Auswertungen des „DGB-Index Gute Arbeit“ für Sachsen und Thüringen), nimmt auch die Zahl der Vorruheständler zu. Der Rückgang an Personal wird mit einer erheblichen Schwächung der Infrastruktur einhergehen. Pointiert formuliert: Der Mangel kehrt in Ostdeutschland zurück. Der Mangel an Lehrpersonal, an medizinischem- und Pflegepersonal, der Mangel an Handwerkern und Industriebeschäftigten, an Personal in der Gastronomie und in der Abfallwirtschaft, in der Logistik, an Mitarbeiter*innen in der Verwaltung usw. usf. 
In den vergangenen Jahren haben Arbeitskräfte aus dem Ausland erheblich zur Kompensation der Rückgänge an deutschen Beschäftigten beigetragen. Was passiert, wenn die Lebensqualität in den Neuen Ländern wieder sinkt und der Staat immer weniger in der Lage ist, die Daseinsvorsorge für seine Bürger zu leisten? Was passiert, wenn private und öffentliche Güter immer fragmentierter zur Verfügung stehen? Ein erstarkender Rechtspopulismus würde die Spielräume für eine – dringend erforderliche – offensive Zuwanderungspolitik einschränken. Die Neuen Länder könnten in einen fatalen demografisch-rechtspopulistischen Teufelskreis geraten, der nicht nur die Demokratie gefährdet, sondern auch den Zusammenhalt zwischen West- und Ostdeutschland. Schon mit Blick auf die vergangenen Jahrzehnte wurde das negative Bild beklagt und in einer aktuellen Studie ja auch gut belegt, welches über den Osten dominiert(e). Bricht das Image weiter ein, wird es zur Zunahme politisch-selektiver Wanderung und zur Verminderung des Zuzugs an Experten, kreativen Köpfen und unternehmerisch tätigen Menschen kommen. Ausgang ungewiss!  
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